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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Konzept für eine deutsche Menschenrechtspolitik in ihrer Verbindung mit den 
anderen Politikbereichen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, ein Kon- 
zept für eine deutsche Menschenrechtspolitik in ihrer Verbindung 
mit den anderen Politikbereichen zu entwickeln und dem Deut- 
schen Bundestag vorzulegen. 

In diesem Konzept soll insbesondere dargelegt werden, in welcher 
Weise die Bundesregierung präventiven Menschenrechtsschutz 
einschließlich der Minderheitenrechte fördern will und wie die 
Menschenrechtspolitik verknüpft werden kann mit der allgemei- 
nen Außenpolitik, der Außenwirtschaftspolitik, der Rüstungs- 
exportpolitik, der Entwicklungszusammenarbeit und der Innen- 
politik (Asyl-, Ausländer-, Flüchtlingspolitik). 

Bonn, den 6, Dezember 1995 

Rudolf Scharping und Fraktion 


Begründung 

Die Menschenrechtspolitik der Bundesregierung ist inkonsistent. 
Menschenrechtsprobleme werden je nach Größe und Bedeutung 
der betreffenden Länder und nach den wirtschaftlichen Bezie- 
hungen mit erheblichen Unterschieden behandelt. Zudem gibt es 
keine hinreichende Verknüpfung mit der Asyl-, Ausländer- und 
Flüchtlingspolitik. Ein integriertes Gesamtkonzept ist daher drin- 
gend erforderlich. 
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